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Ruedi Spöndlin: Von Fachleuten hört 
man, eine Grippe-Pandemie komme be-
stimmt, offen sei nur wann. Die zustän-
digen Behörden bereiten sich deshalb 
auf diesen Fall vor. Das Gesundheits- 
und Umweltdepartement der Stadt Zü-
rich hat einen Pandemie-Stab einge-
setzt, dessen Chef Sie sind. Wie muss 
man sich die Massnahmen für den Pan-
demiefall vorstellen?

Erwin Carigiet: Vergegenwärtigen 
wir uns zunächst, worum es geht. Es 
geht um eine Grippe, eine Infektions-
krankheit, welche die Atemwege befällt. 
Es handelt sich also nicht um die Pest 
oder eine andere Krankheit, mit der wir 
keine Erfahrung haben. Trotzdem ist 
eine Grippe eine schwere Krankheit. Das 
Besondere an einer Grippe-Pandemie ist, 
dass sie sozusagen die gesamte Bevölke-
rung betrifft, das ganze Land, ganz Eu-
ropa, ja sogar die ganze Welt. Alle kön-
nen krank werden, auch das medizini-
sche Personal,  die Polizisten, die Staatss-
männer und –frauen. Niemand kann 
sich nach heutigem Wissensstand der 
Grippe entziehen. Ausser man hätte ei-
nen Impfstoff. Höchstwahrscheinlich 
wird man beim Auftreten einer Grippe-
Pandemie aber keinen Impfstoff  haben, 
der auf das auslösende Virus zugeschnit-
ten ist. Bis man über einen passenden 
Impfstoff verfügt, werden sechs Mona-
te vergehen. 

R.Sp.: Kann man die Ausbreitung der 
Grippe verhindern?

E.C.: Nein, aber man muss versu-
chen, sie möglichst zu verzögern und die 
Folgen zu mildern. 

R.Sp.. Wie gross ist die Wahrscheinlich-
keit einer Grippe-Pandemie?

E.C.: Nach heutigem Wissensstand 
ist pro Jahrhundert zwei bis dreimal mit 
einer Pandemie zu rechnen. 

R.Sp.: Die letzte Pandemie trat ja 1918 
auf. Also kann sich kaum ein heute le-
bender Mensch noch bewusst daran er-
innern. 

E.C.: Die Pandemie von 1918 war 
die letzte schwere. In den 50er- und 60er-
Jahren sind jedoch wieder zwei Pande-
mien aufgetreten, die jedoch nicht so 
schwer wie diejenige von 1918 waren. 
Typisch für eine Grippe ist, dass sich de-
ren Schweregrad nicht voraussagen lässt. 
Die Erkrankungsrate und auch die To-
desrate lassen sich kaum prognostizie-
ren. Man weiss, dass bei einer normalen 
Grippewelle 2 – 5 Prozent der Bevölke-
rung erkranken. Eine pandemische Grip-
pe betrifft gemäss Szenarien der Welt-

Bewaffnete Wachposten vor den 
Apotheken und Lazarette unter 
militärischer Führung. Sind das 
die Pläne für den Fall einer welt-
weiten, schweren Grippewelle, 
einer so genannten Pandemie? 
Nein! Das folgende Gespräch 
zeigt, dass im Hinblick auf ein 
Pandemiefall vor allem unspek-
takuläre Massnahmen gefragt 
sind. Diese müssen aber seriös 
vorbereitet werden.     
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gesundheitsorganisation WHO hingegen 
rund 25 Prozent der Bevölkerung (vgl. 
Berechungen des BAG in der Box). Un-
ter Umständen können es aber auch 40 
Prozent sein, oder nur 15 Prozent. So 
genau kann das niemand voraussagen. 
Zudem kann die Betroffenheit gewisser 
Personengruppen von der durchschnitt-
lichen Erkrankungsrate abweichen.

R.Sp.: Welches ist die grösste Heraus-
forderung im Fall einer Grippe-Pande-
mie?

E.C.: Weil fast alle betroffen sind, ist 
auch niemand da, der helfen kann. Das 
ist der Unterschied zu einer Seuche, die 

sich lokal eingrenzen lässt, wie die vor 
einigen Jahren aufgetretene Krankheit 
SARS. Diese erregte zwar viel Aufsehen, 
liess sich aber auf einige Flughäfen und 
beschränkte Gebiete begrenzen. Bei ei-
ner Grippe ist eine solche Eingrenzung 
nicht möglich. Die Menschen stecken 
zuerst andere an und werden erst später 
krank. Die Symptome kennen wir. Man 
ist eine Woche oder länger bettlägerig 
und leidet. Man stirbt zwar nicht unbe-
dingt an der Grippe. Ist man gesundheit-
lich aber bereits schwer angeschlagen, 
besteht im Falle einer Grippe aber doch 
eine hohe Wahrscheinlichkeit zu ster-
ben.

R.Sp.: Geht es bei der Pandemieplanung 
somit auch darum, das Funktionieren 
wichtiger Betriebe trotz massivem Per-
sonalausfall zu gewährleisten?

E.C.: Genau, der Umgang mit extre-
men Personalengpässen ist einer der 
wichtigsten Aspekte der Pandemiepla-
nung. Die Erkrankungsrate ist dabei nur 
ein Teil des Problems. Es ist anzunehmen, 
dass nebst den an Grippe Erkrankten 
nochmals so viele Leute nicht zur Arbeit 
erscheinen werden, weil sie Angst haben. 
Sie befürchten vielleicht, sie könnten sich 
anstecken, wenn sie Tram oder Zug fah-
ren – eine Befürchtung, die übrigens eine 
gewisse Berechtigung hat. Aber auch un-
realistische Schreckensphantasien wer-
den eine Rolle spielen. Dazu kommen 
Leute, die nicht zur Arbeit kommen kön-
nen, weil sie kranke Angehörige pflegen 
müssen. Dies wird vor allem Mütter und 
Väter betreffen. Denn von der Pandemie 
im Jahre 1957 hat man Zahlen aus den 
USA und Grossbritannien, die eine be-
sonders hohe Erkrankungsrate unter 
Kindern zeigen. Dazu kommen Leute, 
die beispielsweise eine Tante oder einen 
Onkel pflegen müssen. Insgesamt kann 
das schnell einmal dazu führen, dass 50 
Prozent aller Beschäftigten nicht am Ar-
beitsplatz erscheinen. Und das ist viel. 
In einzelnen Betrieben kann der Perso-
nalausfall aber auch vom Durchschnitt 
abweichen. Es kann also sein, dass in ei-
nem Spital 70 Prozent des Personals 
krank sind, oder 75 Prozent in einem 
Unternehmen, das Internet-Dienstleis-
tungen sicherstellt oder Telefonverbin-
dungen herstellt. Und das wird zum Pro-
blem. Oder stellen Sie sich vor, in der 
Elektrizitätsversorgung fehlen plötzlich 
sämtliche Schlüsselpersonen.

R.Sp.: Mit welchen Massnahmen kann 
man für derart massive Personalausfäl-
le vorsorgen?

E.C.: Im Fall einer Pandemie kann 
man keine Hilfe von aussen erwarten. 
Jedes Gemeinwesen, jede Stadt, jeder 
Betrieb ist auf sich selbst gestellt. Man 
kann sich darauf aber vorbereiten, durch 
eine betriebliche Pandemieplanung. Da-
bei muss man sich in einem Betrieb zu-
erst klar darüber werden, welches die 
Schlüsselaufgaben sind, die auf jeden 
Fall erfüllt werden müssen. Ein Unter-
nehmen kann ja Bankrott gehen, wenn 
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50 Prozent des Personals ausfallen und 
deshalb die Kernleistungen nicht er-
bracht werden. Das betreffende Unter-
nehmen muss dann beispielsweise Kon-
ventionalstrafen wegen nicht erbrachter 
Leistungen bezahlen oder wird vom 
Markt verdrängt. Das Konkurrenzun-
ternehmen, das so vorgesorgt hat, dass 
es seine Kernaufgaben trotz Pandemie 
erfüllen kann, behauptet sich hingegen 
auf dem Markt. 

R.Sp.: Und im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung?  

E.C.: Auch dort gilt es das Funktio-
nieren von Schlüsseldienstleistungen 
durch eine betriebliche Pandemiepla-
nung sicherzustellen. Auf jeden Fall 
funktionieren müssen beispielsweise die 
Spitäler, die Feuerwehr, die Polizei, das 
Bestattungswesen, die Kehrichtabfuhr 
sowie die Wasser- und Elektrizitätsver-
sorgung. Aber auch im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung gibt es Tätigkei-
ten, die nicht unbedingt in vollem Um-
fang aufrecht erhalten werden müssen. 
Gewisse Dienstellen könnten ihre Öff-
nungszeiten beispielsweise einschränken 
oder sogar ganz schliessen, oder nur über 
Telefon oder Internet erreichbar sein. 
Durch eine rechtzeitige Planung und Pri-
oritätensetzung kann ein Betrieb somit 
dafür sorgen, dass er seine Schlüsselauf-
gaben auch im Pandemiefall erfüllen 
kann.  

R.Sp.: Gilt nicht auch dafür zu sorgen, 
dass möglichst wenige Mitarbeitende 
der Arbeit fern bleiben?

 E.C.: Das ist richtig. Dazu muss man 
dafür sorgen, dass eine Ansteckung am 
Arbeitsplatz möglichst verhindert wird. 
Dies einerseits, um gleichzeitige Krank-
heitsfälle möglichst zu vermeiden. Aber 
auch deshalb, um den Mitarbeitenden 
möglichst keinen Anlass zu geben, aus 
Angst vor einer Ansteckung nicht zur 
Arbeit zu kommen. 

R.Sp.: Kann man im Pandemiefall das 
Personal öffentlicher Dienste verpflich-
ten, über die normalen Arbeitszeiten hi-
naus zu arbeiten. Etwa indem man die 
7-Tage-Woche einführt?

E.C.: Das hängt vom jeweiligen Per-
sonalrecht ab. Dieses bietet in der Regel 
einen gewissen Spielraum. Die Berufung 

auf Notrecht, um sich über das geltende 
Personalrecht hinwegzusetzen, wäre je-
doch höchstens im äussersten Fall mög-
lich. Dass das bei einer Grippe-Pandemie 
nötig wäre, ist unwahrscheinlich. In Aus-
nahmesituationen kann man ja immer 
beobachten, dass sich viele Leute mel-
den, die helfen wollen. Es wird im Pan-
demiefall also viele Leute geben, die ei-
nen besonderen Einsatzwillen an den 
Tag legen. Daneben werden andere ver-
suchen, sich möglicht vor ihrer Arbeit 
zu drücken. Damit muss man als Arbeit-
geber klug umgehen. Man könnte den 
Mitarbeitenden beispielsweise mitteilen, 
man verteile eine Gesichtsmaske pro Tag 
und verfüge sogar über eine gewisse 
Notreserve des Medikaments Tamiflu 
für das Personal. Gefragt ist die richtige 
Mischung zwischen Fürsorge und Be-
harrlichkeit. Das Beste ist immer eine 
offene und ehrliche Information. 

R.Sp.: Gibt es nicht Betriebe, die wegen 
der Grippe gerade einen höheren Ar-
beitsanfall zu bewältigen haben? Ich 
denke etwa an die Spitäler und an das 
Bestattungswesen. Kann man diese im 
Pandemiefall durch zusätzliches Perso-
nal verstärken? 

E.C.: Solche Betriebe gibt es natür-
lich. Aber personell verstärken kann man 
diese kaum. Denn von einer Pandemie 
ist ja die gesamte Bevölkerung betroffen. 
Somit steht auch der Zivilschutz nur sehr 
eingeschränkt zu Verfügung, den man 
grundsätzlich im Falle von Notlagen als 
Personalreserve aufbieten kann. Jeder 
Mensch, den Sie zur Verstärkung in ei-
nen bestimmten Betrieb schicken, fehlt 
zudem anderswo. Zudem kann man ja 
auch nicht irgendjemanden irgendwo 
einsetzen. Die meisten Tätigkeiten er-
fordern gewisse Fachkenntnisse. Ich sehe 
somit kein Potenzial zur personellen 
Aufstockung von Betrieben, die im Pan-
demiefall besonders gefordert wären. 
Diese müssen sich darauf einstellen, mit 
ihrem angestammten – im Pandemiefall 
nur beschränkt verfügbaren – Personal 
auszukommen. Das erfordert eine ent-
sprechende Planung. 

R.Sp.: Was kann beispielsweise ein Spi-
tal tun, um im Pandemiefall mit einge-
schränktem Peronalbestand zurecht zu 
kommen?

E.C. Auch ein Spital kann in dieser 
Situation nicht auf personelle Verstär-

kung zählen. Aber es kann ja seine Ein-
satzpläne ändern, etwa diejenigen des 
Reinigungspersonals. Denn im Pande-
miefall muss man in gewissen Bereichen 
häufiger putzen. In anderen kann man 
das Putzen vielleicht sein lassen. Zudem 
ist dafür zu sorgen, dass im Pandemie-
fall nicht allzu viele Menschen das Spi-
tal aufsuchen. Denn das ist gar nicht 
zweckmässig. Eine Arztpraxis ist oft der 
geeignetere Ort. Also muss man dafür 
sorgen, dass das Hausarztwesen im Pan-
demiefall funktionstüchtig bleibt und 
dass die Leute wissen, wohin sie sich 
wenden sollen. 

R.Sp.: Gibt es Betriebe, die man im Fal-
le einer Pandemie besser schliesst? Etwa 
die Schulen, weil sich die Kinder dort 
gegenseitig anstecken?

E.C.: Das ‚social distancing’, das 
Vermeiden nicht unbedingt nötiger So-
zialkontakte, ist im Pandemiefall tat-
sächlich vorgesehen und auch sinnvoll. 
Kinos und Theater werden vorüberge-
hend schliessen. Und auch Konzerte 
werden nicht stattfinden. Die Kantone 
haben durchaus die Möglichkeit, die 
Schulen zu schliessen. In einer bestimm-
ten Situation werden sie das vielleicht 
sogar tun. Aber was machen Sie dann 
mit den Kindern? Nehmen wir ein Ehe-
paar mit schulpflichtigen Kindern. Sie 
ist Ärztin im Spital, er ist Bankdirektor. 
Beide werden auch im Falle einer Pan-
demie an ihren Arbeitsplätzen dringend 
benötigt. Im Spital liegt das auf der Hand. 
Aber auch die Banken sind eine Schlüs-
selindustrie unseres Landes, die viele ih-
rer Leistungen nicht einfach einstellen 
kann. Solche Überlegungen sprechen 
dagegen, die Schulen zu schliessen. Zu-
dem kann es wichtig sein, dass die Kin-
der beschäftigt sind. Sonst besteht bei-
spielsweise die Gefahr, dass sie sich 
draussen herumtreiben und das Grippe-
virus erst recht verbreiten. Darüber müs-
sen sich die Schulbehörden Gedanken 
machen. Das gehört zu ihrer betriebli-
chen Pandemieplanung.   

R.Sp. Kann man das ‚social distancing’ 
zwangsweise anordnen? Also kann man 
Kinos zwangsweise schliessen und den 
Menschen beispielsweise Reisebe-
schränkungen auferlegen?

E.C.: Das Epidemiengesetz des Bun-
des bietet zwar eine gesetzliche Grund-
lage für derartige Massnahmen. Diese 
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wären also grundsätzlich möglich. Aber 
ich denke nicht, dass ein solcher Zwang 
nötig sein wird. Im Falle einer Pandemie 
werden die Leute von sich aus nicht ins 
Kino gehen. Ich denke, dass wir sogar 
eher das Gegenteil erleben werden, dass 
die Leute zuviel Angst haben und auch 
dann nicht ins Kino gehen, wenn das 
problemlos möglich wäre. Beschränkun-
gen der Reisefreiheit – die das Epidemi-
engesetz ebenfalls vorsieht – bringen im 
Pandemiefall nichts. Das Virus reist näm-
lich allein und ist schon da, bevor man 
etwas tun kann. 

R.Sp.: Zwangsmassnahmen stehen bei 
der Pandemieplanung also nicht im Vor-
dergrund?

E.C.: Nein, sie sollten nicht im Vor-
dergrund stehen. Denn wenn man zuviel 
über Zwangsmassnahmen spricht, lenkt 
man nur von den unspektakulären Mass-
nahmen der Pandemieplanung ab, die 
viel wirkungsvoller sind. 

R.Sp.: Bleiben die normalen staatlichen 
Entscheidungswege im Falle einer Grip-
pe-Pandemie bestehen? Behalten die 
Regierungen und sonstigen Behörden 
also ihre normalen Kompetenzen oder 
wird ein Krisenstab mit Sondervoll-
machten eingesetzt?

E.C.: Entscheidend ist das Kontinu-
itätsprinzip. Das heisst, es muss solange 
wie möglich ganz normal weitergehen, 
vielleicht einfach mit etwas gedrosselter 
Intensität. Das Ausrufen eines Ausnah-
mezustands würde übrigens gar nichts 
nützen. Denn auch Militär, Zivilschutz 
und sämtliche Experten wären ja von 
der Grippe betroffen und stünden nicht 
einfach uneingeschränkt zur Verfügung. 
Sollte sich die Einsetzung eines Krisen-
stabs einmal als unumgänglich erweisen, 
und der Ausnahmezustand müsste aus-
gerufen werden, haben die Verantwort-
lichen bei der Vorbereitung versagt. An-
genommen es kommt zu Plünderungen, 
Läden werden gestürmt usw. Dann 
klappt offenbar die Logistik nicht und 
die Panik in der Bevölkerung hat ein zu 
hohes Ausmass angenommen. Das kann 
man durch eine seriöse Vorbereitung 
aber weitgehend vermeiden.

Man muss sich bewusst sein: Bei ei-
ner Grippe-Pandemie braucht es keine 
Heldinnen und Helden. Entscheidend 
sind vielmehr die «grauen Mäuse», die-
jenigen, die sich jetzt vorbereiten, damit 

sie ihre Arbeit auch im Pandemiefall 
ganz unspektakulär weiterführen kön-
nen. Das ist anders, als wenn etwa ein 
Zug der S-Bahn in einem Tunnel Feuer 
fängt. Bei einem solchen Bahnunfall ge-
hen Sanität und Feuerwehr in den Tun-
nel hinein. Es wird ein Kommandopos-
ten errichtet, wo jemand vor Ort die 
ausserordentliche Führung übernimmt. 
Psychologisch gesehen gibt es in einem 
solchen Fall Helden, die Feuerwehr- und 
die Sanitätsleute sowie den Chef auf dem 
Kommandoposten, welche in einer spek-
takulären Aktion Menschenleben retten. 
Nach ein paar Stunden ist die Sache aus-
gestanden und die S-Bahn fährt wieder 
ganz normal durch den Tunnel hindurch. 
Bei einer Grippe-Pandemie ist das aber 
eben gerade nicht so. 

 
R.Sp.: Die Vorstellung, im Pandemiefall 
werde sozusagen der Belagerungszu-
stand ausgerufen, ist ja weit verbreitet. 
Möglicherweise ist das darauf zurück 
zu führen, dass die letzte wirklich gros-
se Grippeepidemie von 1918 mit der 
Schlussphase des ersten Weltkriegs zu-
sammen fiel, als es auch in der Schweiz 
zum Generalstreik kam und die Städte 
militärisch besetzt waren. 

E.C.: Das ist richtig. Dass die Grip-
pe damals ein so schweres Ausmass an-
nahm, hatte möglicherweise sogar damit 
zu tun, dass die Bevölkerung durch den 
Krieg und seine Folgeerscheinungen ge-
schwächt und ausgehungert war. Und 

dass das Virus damals überhaupt nach 
Europa kam, war weitgehend auf ame-
rikanische Truppentransporte zurück zu 
führen.  

R.Sp.: 1918 war die politische Lage ja 
auch in der Schweiz äusserst polarisiert. 
Es herrschte Klassenkampfstimmung. 
Die Arbeiterbewegung rief den General-
streik aus und bürgerliche Kreise be-
fürchteten eine bolschewistische Revo-
lution wie in Russland. Die Städte wur-
den von der Armee besetzt. Das war 
einer wirkungsvollen Strategie im Um-
gang mit der Grippepandemie sicher 
nicht förderlich.          

E.C.: Das Vertrauen der Bevölkerung 
in die politische Führung und die zu-
ständigen Behörden ist im Pandemiefall 
zweifellos ganz wichtig. Um dieses zu 
erhalten, muss man zeigen, dass das Sys-
tem funktioniert. Eine Stadtpräsidentin 
oder ein Regierungsrat sollten also auf 
Deck sein und sichtbar weiterarbeiten. 
Kantonsärztinnen und Kantonsärzte 
sollten sich am Fernsehen zeigen und 
beispielsweise erklären, wie man sich 
die Hände wascht und dass man eine 
Gesichtsmaske verwenden soll.

R.Sp.: Sind Gesichtsmasken eine wir-
kungsvolle Präventionsmassnahme?

E.C.: Ja, das zeigt eine kürzlich durch-
geführte Studie, bei der man rückblickend 
die Erkrankungshäufigkeit während der 
Grippepandemie 1918 in zwei amerikani-

}Wenn man zuviel über Zwangsmassnahmen 
spricht, lenkt man nur von den unspektakulären 
Massnahmen der Pandemieplanung ab, die viel 
wirkungsvoller sind.
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schen Städten verglichen hat. In der einen 
Stadt, in welcher man ganz konsequent 
Masken trug – nichts aufwendiges, sondern 
ganz einfache Masken, ähnlich wie Cow-
boymasken – war die Mortalität, die Sterb-
lichkeit, wesentlich geringer als in der an-
deren, in welcher das Masken tragen nicht 
üblich war.  Das Maskentragen ist aber un-
gewohnt. Man muss die Leute zuerst davon 
überzeugen. Dazu müssen halt Politikerin-
nen, Politiker und andere Prominenz mit 
dem guten Vorbild voran gehen und vor 
allem auch zeigen, wie man sich mit einer 
Maske einfach und gut schützen kann. Das 
ist eine ganz ähnliche Aufgabe wie in den 
Anfangszeiten von AIDS, als es darum ging, 
die Präservative zu propagieren. 

R.Sp.: Kann man private Betriebe zur 
Pandemievorsorge zwingen?

E.C.: Nein, aber diese sollten ein eige-
nes Interesse daran haben. Denn es steht ja 
die wirtschaftliche Existenz auf dem Spiel. 
Welcher Betrieb kann schon einfach sechs 
Wochen schliessen. Ich weiss von Betrie-
ben, im öffentlichen und privaten Bereich, 
die sich sehr viele Gedanken über das Vor-
gehen im Pandemiefall gemacht haben, 
aber auch von solchen, die in dieser Hin-
sicht nichts tun. Natürlich kann man in bei-
de Richtungen übertreiben. Es mag Leute 
geben, welche die Pandemieplanung sehr 
spannend finden und deshalb einen wilden 
Aktivismus entwickeln – im Sinne von Ac-
tion -, was nicht unbedingt sehr zweckdien-
lich ist. Umgekehrt gibt es Stimmen, die 
jede Pandemievorsorge als Profilierung ab-
tun. Meine Erfahrung ist, dass die Leute 
zuerst oft lächeln, wenn man von ihnen ein 
Risikomanagement verlangt. Wenn es kon-
kret wird, werden sie dann wütend. Je ge-
nauer sie sich mit der Sache befassen, des-
to betroffener werden sie dann aber. Das 
Bundesamt für Gesundheit hat im letzten 
August eine Pandemieplanung erstellt, die 
auch Check-Listen für Betriebe umfasst, 
die man vom Internet herunterladen kann. 
Es wäre aber interessant, sich in den Be-
trieben einmal zu erkundigen, wieweit die-
se Angebote schon genutzt worden sind. 

R.Sp.: Welche Massnahmen kann ein 
Betrieb im Rahmen der Pandemiepla-
nung konkret ergreifen? 

E.C.: Pandemievorsorge besteht gröss-
tenteils aus ganz einfachen Massnahmen, 
an die man aber rechtzeitig denken muss. 
Etwa die Einrichtung eines Telefonan-
schlusses, über den erkrankte Mitarbeiten-

de mitteilen können, dass sie nicht zur Ar-
beit kommen. Grundsätzlich unterscheidet 
man vier Stufen von Massnahmen, die im 
Zusammenspiel äusserst wirkungsvoll sind 
(vgl. Box): Erstens das ‚social distancing’, 
zweitens Hygienemassnahmen wie Hän-
dewaschen und Gesichtsmasken, drittens 
der Einsatz des Medikaments Tamiflu, vier-
tens die präpandemische Impfung.    

R.Sp.: Sind für die Abgabe des Medika-
ments Tamiflu und die Impfung nicht 
die Behörden zuständig? 

E.C.: Das ist richtig, der Bund hat  
eine strategische Reserve des Medika-
ments Tamiflu anlegen lassen, die für die 
Behandlung der erkrankten Menschen 
zum Einsatz käme und zur Vorbeugung 
bei Personen, welche mit Kranken in 
Kontakt kommen. Ein einzelner Betrieb 
könnte sich aber Tamiflu beschaffen für 
den Fall, dass in den ersten Tagen die 
Logistik noch nicht klappt. Die präpan-
demische Impfung (vgl. Box) würde dann 
tatsächlich von den Behörden organi-
siert.  

R.Sp.: Muss die Verteilung von Tamiflu 
und Impfstoff im Pandemiefall nicht be-
hördlich kontrolliert werden? Man hat 
ja schon gehört, dass gewisse Leute Ta-
miflu hamstern sollen?

  E.C.: Diesbezüglich gibt es verschie-
dene Vorstellungen. Niemand kann ge-
nau voraussagen, was bei einer künfti-
gen Pandemie geschehen wird. Und nie-
mand kann übrigens sagen, ob das Me-
dikament Tamiflu überhaupt wirksam 
sein wird. Nach heutigem Erkenntnis-
stand ist das der Fall. Aber wie es sich 
damit dann wirklich verhalten wird, 
weiss niemand. Gehen wir aber einmal 
davon aus, dass Tamiflu wirkt und be-
nutzt wird. Da von einer Grippepande-
mie die gesamte Bevölkerung betroffen 
ist, macht es aus meiner Sicht wenig 
Sinn, eine behördliche Zuteilung vorzu-
sehen. Das wäre sinnvoll, wenn man das 
Medikament für bestimmte Bevölke-
rungsgruppen reservieren müsste. Ich 
würde Tamiflu also wenn immer mög-

lich auf den normalen Verteilkanälen 
abgeben, also über die Arztpraxen und 
Apotheken. Man kann sich überlegen, 
einen Hauslieferdienst einzuführen, da-
mit die Leute im Krankheitsfall das Haus 
nicht verlassen müssen. Aber grundsätz-
lich sehe ich zurzeit keine Veranlassung, 
andere als die normalen Verteilkanäle 
vorzusehen. Natürlich besteht die Ge-
fahr, dass gewisse Leute zuviel Tamiflu 
schlucken. Und es wird auch Leute ge-
ben, die das Medikament zu hamstern 
versuchen. Aber umgekehrt muss man 
auch den bürokratischen Aufwand be-
rücksichtigen, der nötig wäre, um zu 
verhindern, dass jemand an zwei Stellen 
seine Ration Tamiflu abholt. Auch hier 
gilt: Wenn wir in einer Vorphase die Be-
völkerung sensibilisieren und realistisch 
über das Zusammenspiel sämtlicher Vor-
beugemassnahmen informieren, wird 
sich der Ansturm auf das Tamiflu in 
Grenzen halten. Die grosse Herausfor-
derung für Behörden und Betriebe wird 
sein, rechtzeitig zu informieren und da-
bei offen zu sagen, was man weiss und 
was nicht. Das schafft Vertrauen und 
verhindert unvernünftige Reaktionen 
der Bevölkerung. 

R.Sp.: Erwin Carigiet, herzlichen Dank 
für dieses Gespräch.   

Erwin Carigiet hat sich über die Grenzen von 
Zürich hinaus einen Namen als Experte für 
Fragen der Existenzsicherung gemacht. Er 
präsidiert unter anderem die Schweizerische 
Vereinigung für Sozialpolitik (SVSP) und ist 
Co-Herausgeber folgender Publikationen, die 
wir den LeserInnen der Sozialen Medizin in 
letzter Zeit vorgestellt haben: Wörterbuch der 
Sozialpolitik (Rotpunktverlag, Zürich, 2003); 
Wohlstand durch Gerechtigkeit, Deutschland 
und die Schweiz im sozialpolitischen Ver-
gleich (Rotpunktverlag, Zürich, 2006). Weitere 
Publikationen von Erwin Carigiet: Ergän-
zungsleistungen zur AHV/IV (Schulthess, Zü-
rich 1995) und Gesellschaftliche Solidarität, 
Prinzipien, Perspektiven und Weiterentwick-
lung der sozialen Sicherheit (Helbing und 
Lichtenhahn, Basel/Genf/München 2001).

}Im Fall einer Pandemie kann man keine 
Hilfe von aussen erwarten. Jedes Gemeinwesen, 
jede Stadt, jeder Betrieb ist auf sich selbst 
gestellt.»
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